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aber 
Rot-Schwarz geht 

höchstwahrscheinlich in 
Verlängerung. Und will sich 

einen neuen Stil gönnen. 
Was dafür unternommen wird. 

Und was kommen sollte. 
Von Florian Horcicka und Stefan Knoll 

Eine letzte Frage noch!" Da standen sie 
wieder, Kanzler und Vizekanzler im Pres-
sefoyer des Ministerrates und stellten 

sich den Journalisten. Alles wie immer. Das 
gleiche Zimmer, derselbe Wandstuck, die üb-
liche Prozedur. Gemeinsamer Auftritt, steiner-
ne Mienen, unverbindliche Aussagen. Als hät-
ten sie nicht wochenlang gegeneinander wahl-
gekämpft. Als wären nicht mit strategischem 
Kalkül die jeweiligen Unterschiede zugespitzt, 
der Gegner schlecht gemacht, die Ängste ge-
schürt worden. Als hätten sie nicht beide ihr 
schlechtestes Wahlergebnis in der zweiten Re-
publik zu verantworten. 

"Einmal geht's noch", wird in trauter Zwei-
samkeit demonstriert. Freilich, der Koalitions-
poker muss erst noch eröffnet werden. Und die 
OVP kann eine blaue Trumpfkarte ausspielen. 
Das erhöht den Einsatz. Doch am Ende wird 
Rot- Schwarz als Team den Spieltisch verlassen. 
Und dann soll alles anders werden. Nicht mehr 
gegeneinander, sondern gemeinsam. Keine Blo-
ckadepolitik, sondern Lösungskompetenz. Ein 

"neuer Stil" soll in Kanzleramt und Parlament 
Einzug halten, betonen Kanzler und Vizekanzler 
unisono. Konkrete Antworten nach der Ausge-
staltung bleiben sie schuldig. "Schnellere Ent-
scheidungen" und "neue Werkzeuge" soll es ge-
ben. Die letzte Frage im ersten Ministerrat nach 
der Wahl wird mit den üblichen Worthülsen 
garniert. 

PAPPKAMERADEN. Kann die 
Koalition von SPÖ und ÖVP so 

recyclet werden, dass mehr als nur 
Altpapier herauskommt? Nur wenn 

ein mittleres Wunder passiert. 
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DIE FEHLERANALYSE | Wo sehen SPÖ und ÖVP 
im Wahlkampf die eigenen Fehler? 
40 von 68 Nachkriegsjahren haben SPÖ und ÖVP 
bislang gemeinsam regiert. Und oft blockiert. Von 
einstmals gemeinsam 89 Prozent sind gerade 
noch 51 übrig. "Arschknapp" würde der grüne 
Grande Alexander von der Bellen wohl dazu sa-
gen. Dass die Tage der "großen" Koalition gezählt 
sind, wenn alles beim Alten bleibt, lässt sich nicht 
wegreden. Die Fehlersuche beginnt in den eige-
nen Reihen. Warum konnten Rot und Schwarz 
den Abwärtstrend nicht stoppen? "Wir haben im 
Wahlkampf den Partner bekämpft, statt die Op-
position dort zu suchen, wo sie uns wehtut: bei 
den Grünen, bei den Neos", sagt ein VP-Mann. 
Die "neue ÖVP" in Pink ist der Stachel im Fleisch 
der VP. "Wir hätten Neos-Wählern ein klares An-
gebot machen sollen, wir haben sie unterschätzt", 
meint ein anderer Grande. 

Was den Schwarzen die Konkurrenz in Pink, 
ist den Roten der Kontrahent in Blau. Gegen die 
Abwanderung der Arbeiter zur FPÖ und den Erd-
rutschverlusten in den Industriestädten ist kein 
Kraut gewachsen. Die Schuld sucht man wie üb-
lich beim anderen. "Klar ist, dass die ÖVP natür-
lich beiden Regierungsparteien einen Bären-
dienst erwiesen hat, indem die Leistungen der 
Regierung schlecht geredet wurden", meint SPÖ-
Kampagnenleiter Norbert Darabos. 

KiiusairtnaOnrai Mit welchen 
Maßnahmen will man künftig neu regieren? 
Dass es so nicht weitergeht, wissen aber auch 
die Akteure. Der Standort ist unter Druck, die 
großen Reformen in der Bildung, bei Pensionen 
und Steuern harren auf Umsetzung - und Rot-
Schwarz streitet über ein Lehrerdienstrecht, 
angefeuert durch Zwischenrufe aus den Län-
dern und Kammern. "Wir werden gemeinsam 
immer schwächer, befriedigen mit dem ewigen 
Streit nur die eigenen Funktionäre, regieren an 
den Bedürfnissen der Bürger vorbei und öffnen 
damit die Tür für neue Parteien", sagt Michael 
Ikrath, Abgeordneter der ÖVP. Ikrath, er wird 
nach jetzigem Stand den Wiedereinzug ins Par-
lament nicht schaffen, hat sich regelmäßig dem 
Klubzwang widersetzt - den es offiziell gar nicht 
gibt. "Gerade weil wir wegen der Neos so stark 
eingebrochen sind, braucht es noch stärkere Ge-
genposition in der ÖVP", meint er. 

Und nicht nur dort. Die Idee dahinter ist ein 
"koalitionsfreier Raum" bei strittigen Themen. 
Wenn der Partner nicht mitzieht, sucht man 
sich parteiübergreifende Mehrheiten. Ideolo-
gisch einzementierte Themen wie etwa die Ge-
samtschule könnten über das freie Spiel der 
Kräfte im Parlament gelöst werden. Vorausset-
zung wäre die punktuelle Abgabe der Themen-
führerschaft. > 

KOALITIONEN 
Stilistische 
Feinheiten 
Dass sich Großkoalitio-
näre einen neuen Stil in 
der Zusammenarbeit 
wünschen, ist nicht neu. 

Schon 1986 sagte Bun-
despräsident Kurt Wald-
heim anlässlich der be-
vorstehenden Regierung 
Vranitzky-Mock, er wün-
sche sich einen "neuen 
Stil in der politischen De-
batte". SPÖ-Kanzler 
Viktor Klima lobte 1998 
den "neuen Stil der Koa-
lition als Problemlö-
sungsgemeinschaft". 
Zwei Jahre später kam 
Schwarz-Blau. Kurz da-
vor hoffte der damalige 
Bundesgeschäftsführer 
Andreas Rudas noch auf 
eine "Partnerschaft neu-
en Stils" mit der ÖVP. 
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ne Gedanken über Neuerungen machen", sagt er 
kryptisch. 

> Josef Cap findet die Idee nicht toll. "Das wäre 
nur eine Verlockung für die Opposition, die Re-
gierung auszuspielen", analysiert der SPÖ-
Klubobmann. Die Option, gegebenenfalls auch 
den Koalitionspartner zu überstimmen, würde 

"italienische Verhältnisse" provozieren. Sein Fa-
zit: "Nicht praktikabel". Er will künftig bei man-
chen Materien die Opposition stärker einbin-
den. Ein unverbindliches Angebot. Cap sieht das 
anders: "Wenn man ankündigt, man will sich in 
wichtigen Fragen öffnen, ist das verbindlich." 

Caps ÖVP-Gegenüber Karlheinz Kopf denkt 
genau so. Und will den Streit im Keim ersticken. 
"Wir brauchen kein Regierungsprogramm in üb-
licher Länge, sondern müssen uns auf zehn bis 
20 konkrete Projekte konzentrieren, mit kon-
kreten Zielvorgaben und Datum, ohne Interpre-
tationsspielraum." Nachsatz mit blauer Trumpf-
karte im Ärmel: "Wie auch immer die künftige 
Koalition aussehen wird." Dann wird er wieder 
unverbindlicher, spricht von einer anderen 
Form der Auseinandersetzung, vom Gemeinsa-
men vor dem Trennenden. 

Der kompakte Koalitionspakt ist Michael 
Spindeleggers Idee. Der VP- Chef hat ihn im VP-
Bundesvorstand nach der Wahl eingebracht. 
Kein 280-seitiges Konvolut wie in der letzten 
Regierung soll die Basis einer künftigen Zusam-
menarbeit bilden - "davon 180 Seiten Lyrik", 
wie ein Parteigänger formuliert. Kurz und knapp 
sollen Ziele formuliert, große Projekte damit 
umgesetzt werden. 

Eine weitere Idee, Blockaden zu durchbre-
chen: Beschlüsse im Ministerrat könnten künf-
tig nicht mehr einstimmig gefällt werden. Wirt-
schaftskammer-Präsident Christoph Leitl kann 
sich das vorstellen. Kanzler Werner Faymann 
eher nicht. "Dass dieser Punkt vielleicht nicht 
aufgegriffen wird, heißt nicht, dass wir uns kei-

"Man kann 
den Menschen 
alles erklären. 
Aber sie lassen 
sich nicht mit 
Inseraten 
und TV-Shows 
abspeisen." 
Hannes Androsch 
Ex-Finanzminister 

133 Wie setzt man Reformen um, 
ohne abgewählt zu werden? 
Die SPÖ will die Bildung reformieren, die ÖVP 
nicht. Die ÖVP will das Pensionssystem umbau-
en, die SPÖ nicht. Beide wollen ein neues Steu-
ersystem, aber anders. Neben diesen spezifischen 
haben Rot und Schwarz noch ein gemeinsames 
Problem: Wer reformiert, verliert. Dafür gibt es 
viele Beispiele, von der verlorenen Berufsheer-
Volksabstimmung bis zur Agenda 2010 (Hartz 
IV) des deutschen Ex-Kanzlers Gerhard Schrö-
der. Änderungswille wird vom Wähler nicht gou-
tiert. Vor allem dann nicht, wenn es ihm ans 
Börselgeht. 

Doch es geht auch anders. Schlag nach bei 
Kreisky. Der Säulenheüige der Sozialdemokraten 
hat mit seinem "deficit spending" nicht nur Wohl-
stand umverteilt. Er setzte auch schmerzhafte 
Maßnahmen, wie die Einführung der Mehrwert-
steuer im Jahr 1973, drei Jahre nach Amtsantritt. 
1976 wurde sie von 16 auf 18 Prozent erhöht. Zwei 
Jahre später wurden 30 Prozent auf "Luxusgüter" 
draufgeschlagen, darunter das Auto des "kleinen 
Mannes". "Kreisky war sauwild, als ich die Erhö-
hung vorgeschlagen habe", erinnert sich Hannes 
Androsch, damals Finanzminister, "er kannte ja 
die Umfragen. ,Du musst das den Menschen er-

klären', hat er mir gesagt. Und das habe ich dann 
gemacht. Doch ich bin noch rausgegangen zu den 
Leuten. Die Menschen sind bereit, zuzuhören. 
Sie wollen aber nicht mit Inseraten und Fernseh-
shows abgespeist werden." 

Klartext, Transparenz. Und unbeschönigter 
Leidensdruck. Unter diesen Bedingungen wur-

den die turmhohen schwedischen Staatsschul-
den ab Mitte der 1990er abgebaut. Finanzminis-
ter Göran Persson musste einen harten Sparkurs 
einschlagen, Gehälter einfrieren, Pensionen kür-
zen. "Wenn du die richtigen Maßnahmen setzt, 
wirst du wahrscheinlich nicht wiedergewählt 
werden", sagte er in einer Rede. "Aber wenn du 
gar nichts tust, wirst du sicher nicht wiederge-
wählt werden. Die Entscheidung ist folglich sehr 
einfach." In der nachfolgenden Regierung war 
Persson Premierminister. 

Fazit: Reformen sind möglich, vorausgesetzt 
man einigt sich. Kanzler und Vizekanzler müss-
ten als Preis ihre Wiederwahl zumindest zur Dis-
position stellen. Ob dieser mutige Weitblick in 
den "neuen Stil" eingeflochten wird, ist fraglich. 

WJ:WJIJIrMUill Wie können Rot und Schwarz 
ihre Landesfürsten zügeln? 
Will sich die Bundesregierung neu entfalten, 
muss sie den Einfluss der Länder zurückdrängen. 
Wolfgang Schüssel ist das ansatzweise gelun- > 
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ROCHADEN 

Posten-Karussell in der Regierung 
Die letzten Gerüchte von der Jobbörse: Wer bei Rot-Schwarz gehen muss, wer kommen könnte. 

Wer kommt Wer geht 
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JOHANNES HAHN 
(VP) AUSSENAMT 
Der EU-Kommissar 
könnte Comeback in 
der Regierung feiern 
und Spindelegger im 
Außenamt ablösen. 

WOLFGANG GERSTL 
(VP) JUSTIZ 
Der VP-Verfassungs-
sprecher und Ex-
Polizist Ist bestens 
vernetzt und weift den 
ÖAAB hinter sich. 

CHRISTOPH 
GRABENWARTER 
(VP) JUSTIZ 
VP-naher Verfassungs-
richter und Uni-
Professor könnte Karl 
nachfolgen. 

HANNES JAROLIM 
(SP) JUSTIZ 
Bekommt die SPÖ das 
Justiz-Ressort hat der 
Langzeit-Abgeordnete 
beste Chancen auf 
den Ministerposten. 

LAURA RUDAS (SP) 
STAATSEKRETARIAT 
Neuerdings wieder 
enger mit dem 
Kanzler hat Regierungs-
posten in Aussicht. 
Welcher, ist offen. 

WERNER WUTSCHER 
(VP) UMWELT 
Neben NÖ-Landesrat 
Pernkopf und Bundes-
forste-SchöppI ist der 
Ex-Rewe-Chef Favorit 
fürs Umweltressort. 
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WOLFGANG WALDNER 
(VP) AUSSENAMT 
Kärtner Diplomat ist 
ebenfalls fürs Außen-
amt im Gespräch. 
Möglich: Ressort geht 
an SPÖ (siehe unten). 

SEBASTIAN KURZ 
ZUKUNFT 
Beliebtester VP-
Regierungs-Mann soll 
Minister werden. 
Ressorts: Zukunft, 
Jugend, Integration. 

MICHAEL KRAMMER 
(VP) VERTEIDIGUNG 
Ex-Orange-Chef ist 
Miliz-Offizier. Wird 
Ressort schwarz, 
erster Kandidat der 
Bürgerlichen. 

MICHAELA 
STEINACKER (VP) 
JOKER 
Spindel egger-
Vertraute eignet sich 
für Justiz-Ressort oder 
VP-Generalsekretärin. 

PETER MCDONALD 
(VP) GESUNDHEIT 
Neben Hans Jörg 
SchellingistderSVA-
Direktor aussichts-
reichster VP-Kanndi-
dat für Gesundheit. 

A. MAILATH-
POKORNY (SP) 
KULTUR/AUSSENAMT 
Der Wiener Stadtrat 
für Kulturals Kandidat 
für Außenamt oder 
Kulturstaatsekretariat. 
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MARIA FEKTER (VP) 
FINANZEN 
Wird ihr Ressort an 
VP-Chef Spindelegger 
abgeben müssen. Ihr 
Platz soll künftig im 
NR-Präsidiumsein. 

BEATRIX KARL (VP) 
JUSTIZ 
Glücklos in der 
Hauptstadt, soll 
die Steirertnein 
respektables Amt in 
Graz bekommen. 

NIKOLAUS 
BERLAKOVICH (VP) 
UMWELT 
Seit Sumsi-Gate 
politisch tot. Hofft auf 
Posten in Bauernbund 
oder im Burgenland. 

ALOIS STÖGER (SP) 
GESUNDHEIT 
Kaum Fehler, zu 
farblos. Ressort könnte 
aufgelöst werden und 
Rudolf Hundstorfer 
zugeschlagen werden. 

CLAUDIA SCHMIED 
(SP) UNTERRICHT 
Warf bereits das 
Handtuch. Um die 
Nachfolggerittern 
Heinisch-Hosek und 
Josef Ostermayer. 

KARLHEINZ KOPF 
VP-KLUBCHEF 
Nach Vorarlberg-
Desaster angeschlagen. 
Wirtschaftsbund-
General Haubner 
könnte nachfolgen. 
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> gen. Der Konterpart des ÖVP-Bundesobmanns 
hieß damals wie heute Erwin Pröll. Als Kanzler 
konnte er den niederösterreichischen Landes-
hauptmann von Schwarz-Blau überzeugen und 
die Pensionsreform 2004 abringen. Gegenleis-
tungen gab es auch: etwa die Zusage zum Sem-
mering-Basistunnel oder MedAustron, das me-
dizinische High-Tech-Institut in Wiener Neu-
stadt. "Schüssel war ein starker Parteiobmann, 
das war die Grundvoraussetzung", meint seine 
damalige Büroleiterin Heidi Glück. "Spindeleg-
ger brauchte gleich zu Beginn ein Leitprojekt, 
zum Beispiel das Lehrerdienstrecht, das er gegen 
interne Widerstände umsetzt. Das würde ihn 
auch nach innen stärken und den Einfluss der 
Länder zumindest einschränken." Selbiges gilt 
auch für den Kanzler, etwa beim Pensionsrecht, 
und den Zwischenrufen aus Wien. Wer sich ge-
gen die (eigenen) Landesfürsten durchsetzen 
will, muss ein Alphatier mit Zug zur Macht und 
Visionen sein. Und er muss auch etwas zum Kö-
dern vorweisen können. 

H3Hi:i:miH Müssen sich die Parteien pro-
grammatisch erneuern? 
Dass es nicht reicht, sich im Wahlkampf auf die 
jeweiligen Stammwähler zu konzentrieren, ha-
ben beide Parteien im Wahlergebnis gesehen. 
Die einstmals roten Arbeiter liefen in Scharen 
zur FPÖ. Die ÖVP drang nicht zur neuen Gene-
ration der Bürgerlichen durch. "Die ÖVP setzte 
auf alte Hadern wie Zwangstagsschule und 
Faymann-Steuern. Das spricht die zunehmend 
wachsende intellektuelle Schicht nicht mehr 
an", meint ein früherer Partei-Kommunikator: 

"Die SPÖ war zumindest so mutig, primitiv zu 
bleiben. Die Kampagne war solide, wenn auch 
politisch mutlos." Und in der FPÖ geht's immer 
noch ein Quentchen primitiver. 

"Ich bin 
schon sehr 
ungeduldig. 
Mein 

"Abgesandelt-
Sager" war 
ein Weckruf 
an die Verant-
wortlichen." 
Chritoph Leitl 
Wirtschaftskammer-
Präsident 

Die Lösung wären junge Leute mit jungen 
Themen. Es ist kein Zufall, dass der frühere 
Wirtschaftsbündler und heutige Neos-Chef 
Matthias Strolz kein Mandat in der ÖVP erhielt. 
Er war den Altvorderen schlicht zu revolutionär. 
Und die "jungen Wilden" der SPÖ wie Laura 
Rudas oder Kathi Kucharowits vertreten streng 
die Parteilinie. Für echte Rebellen, zum Beispiel 
Niko Kowall von der Wiener Sektion 8, ist in der 
SPÖ kein Platz mehr. Und dass Seniorenbund-
Chef Karl Blecha das neue Parteiprogramm 
schreiben darf, ist nicht nur eine Zusage an Pen-
sionisten, sondern auch ein Armutszeugnis. 

Für die kommende Legislaturperiode bastelt 
die rote Parteispitze bereits an Inhalten. We-
sentlicher Bestandteil sollen auch die "Genera-
tionen" sein, bislang nicht mehr als ein Schlag-
wort. Die abspenstige Arbeiterschaft wird man 
in den kommenden Jahren weder damit noch 
mit einer Verjüngungskur zurückholen können. 
Der Weg einer mutlosen Klientelpolitik war 
aber auch nicht erfolgreicher. 

Alter oder neuer Wein in neuen Schläuchen: 
Wird der durchaus vorhandene gute Willen in 
beiden Fraktionen ausreichen, um zwei Partei-
en zusammenzuschweißen, deren Wählern man 
meistens das Gegenteil von dem verspricht, was 
der jeweils andere Partner sagt? 
Die alte Regierung hat einiges erreicht: das 
Transparenzpaket, die Schließung der Scheu-
nentore in die Frühpension, die Lehrer-Ausbil-
dung. Dass der Eindruck bleibt, es wurde nur 
gestritten, daran sind die beiden Koalitionäre 
und ihre nicht kompatiblen Weltanschauungen 
vor allem selbst schuld. 

Zu dumm, dass die großen Baustellen der 
kommenden Legislaturperiode - Bildung und 
Pensionen-ideologisch unverrückbar sind. Und 
eine Steuerreform wahrscheinlich unleistbar 
bleibt. Doch die Zeit drängt. "Ich bin sehr unge-
duldig. Mein "Abgesandelt-Sager" war ein 
Weckruf an die Verantwortlichen", sagt Wirt-
schaftskammer-Chef Leitl. "Wir müssen zurück 
an die Spitze, denn bei der Bildung sind wir Vor-
letzter in Europa. Und bei den Pensionen muss 
es mehr Anreize geben, länger zu arbeiten." 

Auch Hannes Androsch mahnt zur Eile: "Wir 
müssen uns eingestehenr dass eine Pensionsre-
form notwendig ist, die der demographischen 
Entwicklung gerecht wird." Die Protagonisten 
und Appelle sind bekannt, doch ihre Warnrufe 
werden lauter. 

"Jetzt lassen Sie uns erst einmal eine neue 
Regierung bilden, dann wird es auch einen neu-
en Stil geben", sagt Michael Spindelegger im Mi-
nisterrat. Sprach's, und entschwand zu Sondie-
rungsgesprächen. Bis Weihnachten soll die neue 
Koalition stehen. Wenn alles gut geht. l 
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